
Stand: 01.01.2023 

D Ü S S E L D O R F E R  T AB E L L E 1 

A. Kindesunterhalt 

 

Nettoeinkommen  
des/der  

Barunterhaltspflichtigen 
(Anm. 3, 4) 

Altersstufen in Jahren 
§ 1612 a Abs. 1 BGB) 

Prozent-
satz 

Bedarfs- 
kontrollbetrag 

(Anm. 6) 
0 - 5  6 - 11 12 - 17  ab 18 

Alle Beträge in Euro 

1. bis 1.900 437 502 588 628 100 1.120/1.370 

2. 1.901 - 2.300 459 528 618 660 105 1.650 

3. 2.301 - 2.700 481 553 647 691 110 1.750 

4. 2.701 - 3.100 503 578 677 723 115 1.850 

5. 3.101 - 3.500 525 603 706 754 120 1.950 

6. 3.501 - 3.900 560 643 753 804 128 2.050 

7. 3.901 - 4.300 595 683 800 855 136 2.150 

8. 4.301 - 4.700 630 723 847 905 144 2.250 

9. 4.701 - 5.100 665 764 894 955 152 2.350 

10. 5.101 - 5.500 700 804 941 1.005 160 2.450 

11. 5.501 - 6.200 735 844 988 1.056 168 2.750 

12. 6.201 - 7.000 770 884 1.035 1.106 176 3.150 

13. 7.001 - 8.000 805 924 1.082 1.156 184 3.650 

14. 8.001 - 9.500 840 964 1.129 1.206 192 4.250 

15. 9.501 - 11.000 874 1.004 1.176 1.256 200 4.950 

Anmerkungen: 

1. Die Tabelle hat keine Gesetzeskraft, sondern stellt eine Richtlinie dar. 

 Sie weist den monatlichen Unterhaltsbedarf aus, bezogen auf zwei Unterhaltsbe-
rechtigte, ohne Rücksicht auf den Rang. Der Bedarf ist nicht identisch mit dem 
Zahlbetrag; dieser ergibt sich unter Berücksichtigung der nachfolgenden Anmer-
kungen. 

 Bei einer größeren/geringeren Anzahl Unterhaltsberechtigter können Ab- oder Zu-
schläge durch Einstufung in niedrigere/höhere Gruppen angemessen sein. Anmer-
kung 6 ist zu beachten. Zur Deckung des Mindestbedarfs aller Beteiligten – ein-
schließlich des Ehegatten – ist gegebenenfalls eine Herabstufung bis in die un-
terste Tabellengruppe vorzunehmen. Reicht das verfügbare Einkommen auch 
dann nicht aus, setzt sich der Vorrang der Kinder im Sinne von Anm. 5 Abs. 1, 
§ 1609 Nr. 1 BGB, durch. Gegebenenfalls erfolgt zwischen den erstrangigen Un-
terhaltsberechtigten eine Mangelberechnung nach Abschnitt C. 

                                                
1  Die neue Tabelle nebst Anmerkungen beruht auf Koordinierungsgesprächen, die unter Beteiligung 

aller Oberlandesgerichte und der Unterhaltskommission des Deutschen Familiengerichtstages e.V.  
stattgefunden haben. 
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2. Die Richtsätze der 1. Einkommensgruppe entsprechen für die 1., 2. und 3. Alters-
stufe dem Mindestbedarf gemäß der Fünften Verordnung zur Änderung der Min-
destunterhaltsverordnung vom 30.11.2022. Der Prozentsatz drückt die Steigerung 
des Richtsatzes der jeweiligen Einkommensgruppe gegenüber dem Mindestbe-
darf (= 1. Einkommensgruppe) aus. Die durch Multiplikation des gerundeten Min-
destbedarfs mit dem Prozentsatz errechneten Beträge sind entsprechend § 1612a 
Absatz 2 Satz 2 BGB aufgerundet. 

 Bei volljährigen Kindern, die im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils wohnen, 
bemisst sich der Unterhalt nach der 4. Altersstufe der Tabelle.  

3. Berufsbedingte Aufwendungen, die sich von privaten Lebenshaltungskosten nach 
objektiven Merkmalen eindeutig abgrenzen lassen, sind vom Einkommen abzuzie-
hen. Bei entsprechenden Anhaltspunkten kann eine Pauschale von 5 % des Net-
toeinkommens – mindestens 50 EUR, bei geringfügiger Teilzeitarbeit auch weni-
ger, und höchstens 150 EUR monatlich – geschätzt werden. Bei Geltendmachung 
die Pauschale übersteigender Aufwendungen sind diese insgesamt nachzuweisen. 

4. Berücksichtigungsfähige Schulden sind in der Regel vom Einkommen abzuziehen. 

5. Der notwendige Eigenbedarf (Selbstbehalt), § 1603 Abs. 2 BGB, 

-  gegenüber minderjährigen unverheirateten Kindern, 

-  gegenüber volljährigen unverheirateten Kindern bis zur Vollendung des 21. 
Lebensjahres, die im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils leben und sich 
in der allgemeinen Schulausbildung befinden, beträgt 

 für den nicht erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen monatlich  1.120 EUR, 

 für den erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen monatlich  1.370 EUR. 

 Hierin sind bis 520 EUR für Unterkunft einschließlich umlagefähiger Nebenkosten 
und Heizung (Warmmiete) enthalten. 

 Der angemessene Eigenbedarf, § 1603 Abs. 1 BGB, beträgt 

mindestens monatlich  1.650 EUR. 

 Hierin ist eine Warmmiete bis 650 EUR enthalten. 

 Der notwendige bzw. der angemessene Eigenbedarf sollen erhöht werden, wenn 
die Wohnkosten (Warmmiete) 520 EUR (notwendiger Eigenbedarf) bzw. 650 EUR 
(angemessener Eigenbedarf) übersteigen und nicht unangemessen sind. 

6. Der Bedarfskontrollbetrag des Unterhaltspflichtigen ab Gruppe 2 ist nicht identisch 
mit dem Eigenbedarf. Er soll eine ausgewogene Verteilung des Einkommens zwi-
schen dem Unterhaltspflichtigen und den unterhaltsberechtigten Kindern gewähr-
leisten. Wird er unter Berücksichtigung auch anderer Unterhaltspflichten unter-
schritten, ist der Tabellenbetrag der nächst niedrigeren Gruppe, deren Bedarfs-
kontrollbetrag nicht unterschritten wird, anzusetzen. 

7. Der angemessene Unterhaltsbedarf eines studierenden Kindes, das nicht bei sei-
nen Eltern oder einem Elternteil wohnt, beträgt in der Regel monatlich  930 EUR. 
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 Hierin sind bis 410 EUR für Unterkunft einschließlich umlagefähiger Nebenkosten 
und Heizung (Warmmiete) enthalten. Dieser Bedarfssatz kann auch für ein Kind 
mit eigenem Haushalt angesetzt werden. 

 Von dem Betrag von 930 EUR kann bei erhöhtem Bedarf oder mit Rücksicht auf 
die Lebensstellung der Eltern nach oben abgewichen werden. 

8. Die Ausbildungsvergütung eines in der Berufsausbildung stehenden Kindes, das 
im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils wohnt, ist vor ihrer Anrechnung in der 
Regel um einen ausbildungsbedingten Mehrbedarf von monatlich 100 EUR zu kür-
zen. 

9. In den Bedarfsbeträgen (Anmerkungen 1 und 7) sind keine Beiträge zur Kranken- 
und Pflegeversicherung und keine Studiengebühren enthalten. 

10. Das auf das jeweilige Kind entfallende Kindergeld ist nach § 1612 b BGB auf den 
Tabellenunterhalt (Bedarf) anzurechnen. 

B. Ehegattenunterhalt 

I. Monatliche Unterhaltsrichtsätze des berechtigten Ehegatten ohne unterhaltsbe-
rechtigte Kinder (§§ 1361, 1569, 1578, 1581 BGB): 

1. gegen einen erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen:  

a) wenn der Berechtigte kein Einkommen hat: 
45% des anrechenbaren Erwerbseinkommens zuzüglich 50% der anre-
chenbaren sonstigen Einkünfte des Pflichtigen, nach oben begrenzt durch 
den vollen Unterhalt, gemessen an den zu berücksichtigenden ehelichen 
Verhältnissen; 

b) wenn der Berechtigte ebenfalls Einkommen hat: 
45 % der Differenz zwischen den anrechenbaren Erwerbseinkommen der 
Ehegatten, insgesamt begrenzt durch den vollen ehelichen Bedarf; für 
sonstige anrechenbare Einkünfte gilt der Halbteilungsgrundsatz;  

c) wenn der Berechtigte erwerbstätig ist, obwohl ihn keine Erwerbsobliegen-
heit trifft: gemäß § 1577 Abs. 2 BGB; 

2. gegen einen nicht erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen (z.B. Rentner): 

 wie zu 1 a, b oder c, jedoch 50 %. 

II.  Monatliche Unterhaltsrichtsätze des berechtigten Ehegatten, wenn die ehelichen 
Lebensverhältnisse durch Unterhaltspflichten gegenüber Kindern geprägt werden: 

Wie zu I., jedoch wird der Kindesunterhalt (Zahlbetrag; vgl. Anm. C und Anhang) 
vorab vom Nettoeinkommen abgezogen. 

III. Monatlicher Eigenbedarf (Selbstbehalt) gegenüber dem getrenntlebenden und 
dem geschiedenen Berechtigten: 

a) falls erwerbstätig 1.510 EUR 
b) falls nicht erwerbstätig  1.385 EUR 
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Hierin sind bis 580 EUR für Unterkunft einschließlich umlagefähiger Nebenkosten 
und Heizung (Warmmiete) enthalten. Der Eigenbedarf soll erhöht werden, wenn 
die Wohnkosten (Warmmiete) 580 EUR übersteigen und nicht unangemessen sind. 

IV. Existenzminimum des unterhaltsberechtigten Ehegatten einschließlich des tren-
nungsbedingten Mehrbedarfs in der Regel: 

a) falls erwerbstätig:  1.370 EUR 
b) falls nicht erwerbstätig:  1.120 EUR 

V. Monatlicher notwendiger Eigenbedarf 

1. Monatlicher notwendiger Eigenbedarf des von dem Unterhaltspflichtigen ge-
trenntlebenden oder geschiedenen Ehegatten: 

 a)  gegenüber einem nachrangigen geschiedenen Ehegatten 

aa) falls erwerbstätig  1.510 EUR 
bb) falls nicht erwerbstätig    1.385 EUR 

b)  gegenüber nicht privilegierten volljährigen Kindern 1.650 EUR 

2. Monatlicher notwendiger Eigenbedarf des Ehegatten, der in einem gemeinsa-
men Haushalt mit dem Unterhaltspflichtigen lebt: 

a)  gegenüber einem nachrangigen geschiedenen Ehegatten  

aa) falls erwerbstätig    1.208 EUR 
bb) falls nicht erwerbstätig  1.108 EUR 

b) gegenüber nicht privilegierten volljährigen Kindern  1.320 EUR 

Anmerkung zu I. und II.: 

Hinsichtlich berufsbedingter Aufwendungen und berücksichtigungsfähiger Schulden 
gelten Anmerkungen A. 3 und 4 – auch für den erwerbstätigen Unterhaltsberechtigten 
– entsprechend. Berufsbedingte Aufwendungen, die sich nicht nach objektiven Merk-
malen eindeutig von den privaten Lebenshaltungskosten abgrenzen lassen, sind pau-
schal im Erwerbstätigenbonus von 1/10 enthalten. 

C. Mangelfälle 

Reicht das Einkommen zur Deckung des Bedarfs des Unterhaltspflichtigen und gleich-
rangiger Unterhaltsberechtigter im Sinne des § 1609 Nr. 1 BGB nicht aus (sog. Mangel-
fall), ist die nach Abzug des notwendigen Eigenbedarfs (Selbstbehalts) des Unterhalts-
pflichtigen verbleibende Verteilungsmasse auf die Unterhaltsberechtigten im Verhältnis 
ihrer jeweiligen Einsatzbeträge gleichmäßig zu verteilen.  

Der Einsatzbetrag für den Kindesunterhalt entspricht dem Zahlbetrag des Unterhalts-
pflichtigen. Dies ist der nach Anrechnung des Kindergeldes oder von Einkünften auf den 
Unterhaltsbedarf verbleibende Restbedarf. 

Beispiel: Bereinigtes Nettoeinkommen des Unterhaltspflichtigen (U): 1.750 EUR, Un-

terhalt für drei unterhaltsberechtigte Kinder im Alter von 18 Jahren (K1) – in allgemeiner 
Schulausbildung befindlich –, 7 Jahren (K2) und 5 Jahren (K3), die bei dem nicht unter-
haltsberechtigten und den Kindern nicht barunterhaltspflichtigen Elternteil (E) leben. E 
bezieht das Kindergeld.  
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Notwendiger Eigenbedarf des U: 1.370 EUR 

Verteilungsmasse: 1.750 EUR – 1.370 EUR  = 380 EUR 

Einsatzbeträge der Unterhaltsberechtigten: 

K 1:  (628 – 250)  378 EUR 

K 2:  (502 – 125) 377 EUR 

K 3:  (437 – 125)    312 EUR 

Summe    = 1067 EUR 

Unterhalt: 

K1:  378 x 380 : 1.067  = 134,62 EUR 

K2:  377 x 380 : 1.067   = 134,26 EUR 

K3:  312 x 380 : 1.067  = 111,12 EUR 

 

D. Verwandtenunterhalt und Unterhalt nach § 1615 I BGB 

I.  Angemessener Selbstbehalt gegenüber den Eltern: 

Dem Unterhaltspflichtigen ist der angemessene Eigenbedarf zu belassen. 

Bei dessen Bemessung sind Zweck und Rechtsgedanken des Gesetzes zur Ent-
lastung unterhaltspflichtiger Angehöriger in der Sozialhilfe und in der Eingliede-
rungshilfe (Angehörigenentlastungsgesetz) vom 10.Dezember 2019 (BGBl I S. 
2135) zu beachten. 

II. Bedarf der Mutter und des Vaters eines nichtehelichen Kindes (§ 1615 I BGB): 
nach der Lebensstellung des betreuenden Elternteils,  

in der Regel mindestens  1.120 EUR. 

III. Angemessener Selbstbehalt gegenüber der Mutter und dem Vater eines nichtehe-
lichen Kindes (§§ 1615 I, 1603 Abs. 1 BGB): 

a) falls erwerbstätig  1.510 EUR 
b) falls nicht erwerbstätig     1.385 EUR 

Hierin sind bis 580 EUR für Unterkunft einschließlich umlagefähiger Nebenkosten und 
Heizung (Warmmiete) enthalten. Der Selbstbehalt soll erhöht werden, wenn die Wohn-
kosten (Warmmiete) 580 EUR übersteigen und nicht unangemessen sind. 

E. Übergangsregelung 

Umrechnung dynamischer Titel über Kindesunterhalt nach § 36 Nr. 3 EGZPO: Ist Kin-

desunterhalt als Prozentsatz des jeweiligen Regelbetrages zu leisten, bleibt der Titel 
bestehen. Eine Abänderung ist nicht erforderlich. An die Stelle des bisherigen Prozent-
satzes vom Regelbetrag tritt ein neuer Prozentsatz vom Mindestunterhalt (Stand: 
01.01.2008). Dieser ist für die jeweils maßgebliche Altersstufe gesondert zu bestimmen 
und auf eine Stelle nach dem Komma zu begrenzen (§ 36 Nr. 3 EGZPO). Der Prozent-
satz wird auf der Grundlage der zum 01.01.2008 bestehenden Verhältnisse einmalig 
berechnet, und bleibt auch bei späterem Wechsel in eine andere Altersstufe unverän-
dert (BGH Urteil vom 18.04.12 – XII ZR 66/10 – FamRZ 2012, 1048). Der Bedarf ergibt 
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sich aus der Multiplikation des neuen Prozentsatzes mit dem Mindestunterhalt der je-
weiligen Altersstufe und ist auf volle Euro aufzurunden  

(§ 1612a Abs. 2 S. 2 BGB). Der Zahlbetrag ergibt sich aus dem um das jeweils anteilige 
Kindergeld verminderten bzw. erhöhten Bedarf. 

Wegen der sich nach § 36 Nr. 3 EGZPO ergebenden vier Fallgestaltungen wird auf die 
Beispielsberechnungen der Düsseldorfer Tabelle Stand 01.01.2017 verwiesen. 

Anhang: Tabelle Zahlbeträge 

Die folgende Tabelle enthält die sich nach Abzug des jeweiligen Kindergeldanteils (hälf-
tiges Kindergeld bei Minderjährigen, volles Kindergeld bei Volljährigen) ergebenden 
Zahlbeträge. In 2023 beträgt das Kindergeld einheitlich je Kind 250,00 EUR. 

Kindergeld: 250 EUR 0 - 5 6 - 11 12 - 17 ab 18 % 

1.  bis 1.900 312 377 463 378 100 

2. 1.901- 2.300 334 403 493 410 105 

3. 2.301- 2.700 356 428 522 441 110 

4. 2.701- 3.100 378 453 552 473 115 

5. 3.101- 3.500 400 478 581 504 120 

6. 3.501- 3.900 435 518 628 554 128 

7. 3.901- 4.300 470 558 675 605 136 

8. 4.301- 4.700 505 598 722 655 144 

9. 4.701- 5.100 540 639 769 705 152 

10. 5.101- 5.500 575 679 816 755 160 

11. 5.501- 6.200 610 719 863 806 168 

12. 6.201- 7.000 645 759 910 856 176 

13. 7.001- 8.000 680 799 957 906 184 

14. 8.001- 9.500 715 839 1.004 956 192 

15. 9.501- 11.000 749 879 1.051 1.006 200 
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Verordnung zur Festlegung des Mindestunterhalts minderjähriger 

Kinder nach  § 1612a I BGB (Mindestunterhaltsverordnung für 2023) 

§ 1 Festlegung des Mindestunterhalts 
 

Der Mindestunterhalt minderjähriger Kinder gemäß § 1612a Absatz 1 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs beträgt monatlich 

1. in der ersten Altersstufe (§ 1612a Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs) 437 Euro, 

2. in der zweiten Altersstufe (§ 1612a Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs) 502 Euro, 

3.  in der dritten Altersstufe (§ 1612a Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs) 588 Euro. 

 

§ 7 Wohngeldgesetz (WoGG) Ausschluss vom Wohngeld 

(1) Vom Wohngeld ausgeschlossen sind Empfänger und Empfängerinnen von  

1. Bürgergeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, 

…., 

wenn bei deren Berechnung Kosten der Unterkunft berücksichtigt worden sind. 

…. 

Unterhaltsvorschussgesetz(UVorschG) 

§ 1 Berechtigte 
(1) Anspruch auf Unterhaltsvorschuss oder -ausfallleistung nach diesem Gesetz 

(Unterhaltsleistung) hat, wer 

1.  das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

2. im Geltungsbereich dieses Gesetzes bei einem seiner Elternteile lebt, der ledig, 

verwitwet oder geschieden ist oder von seinem Ehegatten oder Lebenspartner 

dauernd getrennt lebt, und 

3. nicht oder nicht regelmäßig 

a) Unterhalt von dem anderen Elternteil oder, 

b) wenn dieser oder ein Stiefelternteil gestorben ist, Waisenbezüge 

mindestens in der in § 2 Abs. 1 und 2 bezeichneten Höhe erhält. 

…. 

§ 2 Umfang der Unterhaltsleistung 

(1) 1Die Unterhaltsleistung wird monatlich in Höhe des sich nach § 1612a Absatz 1 

Satz 3 Nummer 1, 2 oder 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ergebenden monatlichen 

Mindestunterhalts gezahlt. 2§ 1612a Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt 

entsprechend. 3Liegen die Voraussetzungen des § 1 nur für den Teil eines Monats 

vor, wird die Unterhaltsleistung anteilig gezahlt. 

 

(2) 1Wenn der Elternteil, bei dem der Berechtigte lebt, für den Berechtigten Anspruch 

auf volles Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem 

Bundeskindergeldgesetz in der jeweils geltenden Fassung oder auf eine der in § 65 

Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes oder § 4 Absatz 1 des Bundeskindergeld-

gesetzes bezeichneten Leistungen hat, mindert sich die Unterhaltsleistung um das für 

ein erstes Kind zu zahlende Kindergeld nach § 66 des Einkommensteuergesetzes 

oder § 6 des Bundeskindergeldgesetzes. 2Dasselbe gilt, wenn ein Dritter mit 

Ausnahme des anderen Elternteils diesen Anspruch hat. 
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(3) Auf die sich nach den Absätzen 1 und 2 ergebende Unterhaltsleistung werden 

folgende in demselben Monat erzielte Einkünfte des Berechtigten angerechnet: 

1. Unterhaltszahlungen des Elternteils, bei dem der Berechtigte nicht lebt, 

2. Waisenbezüge einschließlich entsprechender Schadenersatzleistungen, die 

wegen des Todes des in Nummer 1 bezeichneten Elternteils oder eines 

Stiefelternteils gezahlt werden. … 

 

Auszug aus dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) 
§ 6 Höhe des Kindergeldes 

(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für jedes Kind 250 Euro.  …. 

§ 6a Kinderzuschlag 

(1) Personen erhalten für in ihrem Haushalt lebende unverheiratete oder nicht 

verpartnerte Kinder, die noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, einen 

Kinderzuschlag, wenn 

1. sie für diese Kinder nach diesem Gesetz oder nach dem X. Abschnitt des 

Einkommensteuergesetzes Anspruch auf Kindergeld … haben, 

2. sie mit Ausnahme des Wohngeldes, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags 

über Einkommen im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch in Höhe von mindestens 900 Euro oder, wenn sie 

alleinerziehend sind, in Höhe von mindestens 600 Euro verfügen, wobei Beträge 

nach § 11b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht abzusetzen sind, und 

3. bei Bezug des Kinderzuschlags keine Hilfebedürftigkeit nach § 9 des Zweiten 

Buches Sozialgesetzbuch besteht, wobei die Bedarfe nach § 28 des Zweiten 

Buches Sozialgesetzbuch außer Betracht bleiben. 

(1a) Ein Anspruch auf Kinderzuschlag besteht abweichend von Absatz 1 Nr. 3, wenn 

1. bei Bezug von Kinderzuschlag Hilfebedürftigkeit besteht, der 

Bedarfsgemeinschaft zur Vermeidung von Hilfebedürftigkeit aber mit ihrem 

Einkommen, dem Kinderzuschlag und dem Wohngeld höchstens 100 Euro 

fehlen, 

2. sich bei der Ermittlung des Einkommens der Eltern nach § 11b Absatz 2 und 3 

des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch wegen Einkommen aus Erwerbstätigkeit 

Absetzbeträge in Höhe von mindestens 100 Euro ergeben und 

3. kein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft Leistungen nach dem Zweiten oder 

nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch erhält oder beantragt hat. 

(2) Der monatliche Höchstbetrag des Kinderzuschlags … (siehe Bearbeitervermerk) 

(3) Ausgehend vom Höchstbetrag mindert sich der jeweilige Kinderzuschlag, wenn 

das Kind nach den §§ 11 bis 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch zu 

berücksichtigendes Einkommen oder Vermögen hat. Bei der Berücksichtigung des 

Einkommens bleiben das Wohngeld, das Kindergeld und der Kinderzuschlag außer 

Betracht. Der Kinderzuschlag wird um 45 Prozent des zu berücksichtigenden 

Einkommens des Kindes monatlich gemindert. …  

(4) Die Summe der einzelnen Kinderzuschläge nach den Absätzen 2 und 3 bildet den 

Gesamtkinderzuschlag. 
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Gesetz über die Einführung von Elterngeld und Elternzeit (BEEG) 
Abschnitt 1: Elterngeld 

§ 1 Berechtigte 
(1) Anspruch auf Elterngeld hat, wer  

1. einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat, 

2. mit seinem Kind in einem Haushalt lebt, 

3. dieses Kind selbst betreut und erzieht und 

4. keine oder keine volle Erwerbstätigkeit ausübt. 

…. 

§ 2 Höhe des Elterngeldes 
(1) 1Elterngeld wird in Höhe von 67 Prozent des Einkommens aus Erwerbstätigkeit 

vor der Geburt des Kindes gewährt. 2Es wird bis zu einem Höchstbetrag von 1.800 

Euro monatlich für volle Monate gezahlt, in denen die berechtigte Person kein 

Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat. 3Das Einkommen aus Erwerbstätigkeit 

errechnet sich … aus der um die Abzüge für Steuern und Sozialabgaben 

verminderten Summe der positiven Einkünfte … 

(4) Elterngeld wird mindestens in Höhe von 300 Euro gezahlt. Dies gilt auch, wenn 

die berechtigte Person vor der Geburt des Kindes kein Einkommen aus 

Erwerbstätigkeit hat. 

§ 2a Geschwisterbonus und Mehrlingszuschlag 
(1) Lebt die berechtigte Person in einem Haushalt mit 

1. zwei Kindern, die noch nicht drei Jahre alt sind, oder 

2. drei oder mehr Kindern, die noch nicht sechs Jahre alt sind, 

wird das Elterngeld um 10 Prozent, mindestens aber um 75 € erhöht (Geschwisterbonus). 

§ 4 Bezugszeitraum 
(1) Elterngeld kann in der Zeit vom Tag der Geburt bis zur Vollendung des 14. 

Lebensmonats des Kindes bezogen werden. ... 

(2) Elterngeld wird in Monatsbeträgen für Lebensmonate des Kindes gezahlt. Die 

Eltern haben insgesamt Anspruch auf zwölf Monatsbeträge.  

(3) Ein Elternteil kann mindestens für zwei und höchstens für zwölf Monate 

Elterngeld beziehen. 

Abschnitt 3: Verfahren und Organisation 

 

§ 10 Verhältnis zu anderen Sozialleistungen  

(1) Das Elterngeld und vergleichbare Leistungen der Länder … bleiben bei 

Sozialleistungen, deren Zahlung von anderen Einkommen abhängig ist, bis zu einer 

Höhe von insgesamt 300 Euro im Monat als Einkommen unberücksichtigt. 

… 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht bei Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozial-

gesetzbuch, dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch und § 6a des Bundeskindergeld-

gesetzes. Bei den in Satz 1 bezeichneten Leistungen bleibt das Elterngeld in Höhe des 

nach § 2 Absatz 1 berücksichtigten durchschnittlich erzielten Einkommens aus Er-

werbstätigkeit vor der Geburt bis zu 300 Euro im Monat als Einkommen unberück-

sichtigt. ... 

§ 11 Unterhaltspflichten 

Unterhaltsverpflichtungen werden durch die Zahlung des Elterngeldes, des 

Betreuungsgeldes und jeweils vergleichbarer Leistungen der Länder nur insoweit 

berührt, als die Zahlung 300 Euro monatlich übersteigt. ... 
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Zwölftes Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 

Gesetze – Einführung eines Bürgergeldes vom 16. Dezember 2022 

(Bürgergeld-Gesetz) 

Artikel 1 Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Grundsicherung für Arbeitsuchende – in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das zuletzt 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2160) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert: 

… 

12. § 12 wird wie folgt gefasst: 

„§ 12 Zu berücksichtigendes Vermögen 

(1) Alle verwertbaren Vermögensgegenstände sind vorbehaltlich des Satzes 2 als 

Vermögen zu berücksichtigen. Nicht zu berücksichtigen sind 

1. angemessener Hausrat; für die Beurteilung der Angemessenheit sind die 

Lebensumstände während des Bezugs von Bürgergeld maßgebend, 

2. ein angemessenes Kraftfahrzeug für jede in der Bedarfsgemeinschaft lebende 

erwerbsfähige Person; die Angemessenheit wird vermutet, wenn die Antragstellerin 

oder der Antragsteller dies im Antrag erklärt, 

… 

(2) Von dem zu berücksichtigenden Vermögen ist für jede Person in der 

Bedarfsgemeinschaft ein Betrag in Höhe von 15 000 Euro abzusetzen. Übersteigt das 

Vermögen einer Person in der Bedarfsgemeinschaft den Betrag nach Satz 1, sind nicht 

ausgeschöpfte Freibeträge der anderen Personen in der Bedarfsgemeinschaft auf diese 

Person zu übertragen. 

(3) Für die Berücksichtigung von Vermögen gilt eine Karenzzeit von einem Jahr ab 

Beginn des Monats, für den erstmals Leistungen nach diesem Buch bezogen werden. 

Innerhalb dieser Karenzzeit wird Vermögen nur berücksichtigt, wenn es erheblich ist. 

Wird der Leistungsbezug in der Karenzzeit für mindestens einen Monat unterbrochen, 

verlängert sich die Karenzzeit um volle Monate ohne Leistungsbezug. Eine neue 

Karenzzeit beginnt, wenn zuvor mindestens drei Jahre keine Leistungen nach diesem 

oder dem Zwölften Buch bezogen worden sind. 

(4) Vermögen ist im Sinne von Absatz 3 Satz 2 erheblich, wenn es in der Summe 

40000 Euro für die leistungsberechtigte Person sowie 15 000 Euro für jede weitere mit 

dieser in Bedarfsgemeinschaft lebende Person übersteigt; Absatz 2 Satz 2 gilt 

entsprechend. … Liegt erhebliches Vermögen vor, sind während der Karenzzeit 

Beträge nach Satz 1 an Stelle der Freibeträge nach Absatz 2 abzusetzen. …  

(5) Das Vermögen ist mit seinem Verkehrswert zu berücksichtigen. … 

… 

23. § 19 wird wie folgt geändert: a) Die Überschrift wird wie gefolgt gefasst: 

„§ 19 Bürgergeld und Leistungen für Bildung und Teilhabe“.  

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Arbeitslosengeld II“ durch das Wort „Bürgergeld“ 

ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Sozialgeld“ durch das Wort „Bürgergeld“ ersetzt. 

24. Die Überschrift zu Kapitel 3 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 wird wie gefolgt gefasst: 

„Unterabschnitt 2 

  Bürgergeld“. 

… 
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26. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie gefolgt gefasst: „§ 23 Besonderheiten beim Bürgergeld für 

nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte“.  

b) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort „Sozialgeld“ durch die Wörter 

„Bürgergeld nach § 19 Absatz 1 Satz 2“ ersetzt. 

27. In § 24 Absatz 2 wird die Angabe „Arbeitslosengeld II“ durch das Wort 

„Bürgergeld“ ersetzt. 

… 

Artikel 5 Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. 

Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 

5. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2160) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

… 

15. § 134 wird wie folgt gefasst: 

„§ 134 Fortschreibung der Regelbedarfsstufen zum 1. Januar 2023 

…  

17. Der Tabelle in der Anlage zu § 28 wird folgende Zeile angefügt: 

gültig ab 1. Januar 2023. 

Regel-

bedarfs-

stufe 1 

Regel-

bedarfs-

stufe 2 

Regel-

bedarfs-

stufe 3 

Regel-

bedarfs-

stufe 4 

Regel-

bedarfs-

stufe 5 

Regel-

bedarfs-

stufe 6 

502 451 402 420 348 318 

 

Auszug aus der Arbeitslosengeld 2/Sozialgeld-Verordnung 

§ 2 Berechnung des Einkommens aus nichtselbständiger Arbeit 

(1) Bei der Berechnung des Einkommens aus nichtselbständiger Arbeit (§ 14 des 

Vierten Buches Sozialgesetzbuch) ist von den Bruttoeinnahmen auszugehen. 

… 

§ 6 Pauschbeträge für vom Einkommen abzusetzende Beträge 

(1) Als Pauschbeträge sind abzusetzen  

1. von dem Einkommen volljähriger Leistungsberechtigter ein Betrag in Höhe von 30 

Euro monatlich für die Beiträge zu privaten Versicherungen nach § 11b Absatz 1 

Satz 1 Nr. 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, die nach Grund und Höhe 

angemessen sind, 

2. von dem Einkommen Minderjähriger ein Betrag in Höhe von 30 Euro monatlich für 

die Beiträge zu privaten Versicherungen nach § 11b Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des 

Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, die nach Grund und Höhe angemessen sind, wenn 

der oder die Minderjährige eine entsprechende Versicherung abgeschlossen hat, 

3. …, 

4. von dem Einkommen Leistungsberechtigter ein Betrag in Höhe von 3 Prozent des 

Einkommens, mindestens 5 Euro, für die zu einem geförderten Altersvorsorgevertrag 

entrichteten Beiträge nach § 11b Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch; der Prozentwert mindert sich um 1,5 Prozentpunkte je zulage-

berechtigtes Kind im Haushalt der oder des Leistungsberechtigten, … 
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